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Der 2° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 27° Oktober 1967 durch

Bundesrichter D e m i a n i

— Vorsitzender —
\ Bundesrichter Dr° B a r e s e l und

Bundesrichter Dr° K a i s e r „
Bundessozialrichter V o l p e r s und

Bundessozialrichter T i e d t

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Schleswig—

Holsteinischen Landessozielgerichts vom 22„ Juni 1965 wird

zurückgewiesen„ '

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen Kosten
des Revisionsverfahrens zu erstatteno
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Die 1927 geborene Klägerin, verheiratet und Mutter von fünf

Kindern, war nicht berufstätig und dementsprechend auch

nicht krankenversichert; sie besorgte den ehelichen Haus—

halt° Im November 1965 half sie dem Bauern H::x:beim Kohl—

schneiden° Für diese — auf insgesamt etwa 27—30 Stunden

veranschlagte — Arbeit, die sich die Klägerin nach ihrem

Belieben einteilen konnte, war ein Stundenlohn von 2050

DM vereinbart werden° Nach Aufnahme ihrer Tätigkeit ar—
beitete die Klägerin am 150 und 16° November 1963 ins—

gesamt 7 1/2 Stunden° Am Montag, dem 18° November 1965,

gegen 15 Uhr, hatte die Klägerin auf dem Wege zur Arbeits—

stätte einen Unfalla wegen des dabei erlittenen Unterschen—
kelbruchs wurde sie stationär vom 18° hovember bis zum 21°

Dezember 1965 und vom 14° bis zum 24° Januar 1964, an— ‘
schli0ßdnd■;ambulant bis zum 8° April 1964 behandelt, DG?

behandelnde Arzt beseheinigte
”Arbeit2unfähigkeit”

bzw°

eine Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) von 100 voH°

bis zum 12. April 1964; für die Zeit von 13° April 1964

an schätzte er gutachtlich di; MdB auf 50 V.H° Durch Be—

scheid vom 16° Juni 1964 bewilligte die Beklagte der Klä—

gerin eine vorläufige Rente von 50 v.H„ vom 15, April 1964

an, der ein Jahresarbeitsverdienst (JAV) von
2,625 DM zu—

grunde lag° Den Antrag der Klägerin auf Zahlung von Ver—

letztengeld gemäß 5 560 der Reichsversicherungsordnung

—RVO—(in der Fassung seit l° Juli 1965) für die Zeit vom
18‚ Yovember 1965 bis zum 12° April 1964 lehnte die Be—

klagte mi' formlosen Schreiben vom 7, April und 9° Juli,

1964 ab°

Das Sozialgericht (SG) Lübeck hat die Klage, mit der die
Klägerin für die Zeit vom 180 November 1965 bis zum 120

April 1964 Zuerkennung des Verletztengeldes, hilfsweise
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@cr Vollrente beantragt hat, durch Urteil vom 29.

September 1964 abgewiesen: Das Verletztengeld solle

ähnlich wie dangrenkengeld der Ktankenversieherung

den Ausfall an Arbeitsentgelt während der Arbeitsun—

fähigkeit ausgleichen, es
müsse daher im_engemesse-

nen Verhältnis zu
entgängenem Lohn stehen. Die Klä-

gerin, die nach dem 18. November 1965 ohn den Un-

fall höchstens noch für 20 Stunden bei dem Bauern
H 3:jbeschäftigt geblieben wäre, habe an entgange—

' nem Arbeitsentgelt keinen so erheblichen Schaden

erlitten; daß er durch Verletztengeld ausgeglichen

werden müßte. Sie sei einer Hausf*eu ohne Erwerbs—

tätigkeit gleichzusetzen, der nach einem Arbeits-

unfall — etwa durch Hilfeleistung bei einem Unglücks—

fall — kein Verletztengeld zustehe° Ein an die Klä—

gerin bis zum 12° April 1964 zu zahlendes Verletzten—

geld würde in keinem Verhältnis zu entgangenen Ar-

beitsverdienst von höchstens 100,00 DM stehen. Im

.übrigen ließe sich ein Verletztengeld für die Klä—

gerin auch gar nicht berechnen. Als Berechnunge—

grundlage kommenur 5 561 Abs(. 1 Nr. 1 in Verbin—

dung mit 5182 Abs. 5 eve in Betracht; ein Regel—
lohn für die Klägerin lasse sich aber-mangels ei—

ner Lohnabrechnung für mindestens Vier Wochen nicht"

ermitteln. Auch Verletztenrente könne die Klägerin

für die Zeit ihrer Arbeitsunfähigkeit nicht been—

5pruchen, denn gemäß 5 580 Abs. 1 EVO beginne die

Verletztenrente erst mit dem Tage nach Wegfall der

Arbeitsunfähigkeit; ein früherer Zeitpunkt komme

‚nicht in Betracht, da die Klägerin nicht erwerbe—
unfähig im Sinne der Rentenversicherung sei.

Mit ihrer vom SG nicht zugelassenen Berufung hat
_die Klägerin ihr Klagbegehren zum Haupt— und zum
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Hilfsentrag weiterverfolgt° Die Beklagte hat entgegnet,

ein befriedigender Ausgleich für die Klägerin hätte sich

nur durch eine besondere Unterstützung (@ 565 RVG) er—
zä1en lassen° Das Schleswig—Holsteinische Lendessozial—

gericht (LSG) hat am 220 Juni 1965 die Beklagte verur—
teilt, der Klägerin durch Bescheid für die Zeit vom l8„

November 1965 bis 12° Lpril 1964 Verletztengeld zu ge—

währen, das nach 5 561 Abs„ 5 EVO zu berechnen ist:
Hinsichtlich des Hauptantrages auf Gewährung des Verletzten

geldes sei die Berufung statthaft„ % l45 Nr° 2 des Sozial-

gerichtsgesetzee (SGG) stehe dem nicht entgegen; das Ver—

letztengeld sei mit dem Übergangsgeld nach 5 1241 RVO
nicht vergleichbar, deshalb sei die Rechtsprechung zu €

146 SGG(SozR SGG@lä6 Nr° 11) hier nicht maßgebendc Ver—
gleichbar sei das Verletztengeld vielmehr mit dem Kran—
kengeld der Krankenversicherung; insoweit ergebe sich aus
5 144 Abs° 1 Nr. 2 SGG kein Ausschluß der Berufung° Ob
die Berufung hinsichtlich der hilfsweise beanspruchten

Verletztenrente unzulässig sei (% 1#5 N ° 2 SGG), brauche
nicht entschieden zu werden°

Der Klägerin stehe das von ihr beanspruchte Verletztengeld

nach 5 560 Abs„ 1 EVO zu° Unstreitig habe die Klägerin ei—

nen Arbeitsunfall erlitten und während der Zeit vom 180
November 1965 bis zum 12° April 1964 kein ßrbe35entgelt

erhalten, damit seien zwei der gesetzlichen Voraussetzungen
für das Verletztengeld gegeben° Auch die letzte Voraus—

setzung sei erfüllt, denn die Klägeri sei während des ge—
nannten Zeitraums arbetsunfähig im Sinne der Krenkenver—
sicherung geweseno Arbeitsunfähig in diesem Sinne sei,

wer seine zuletzt ausgeübte Arbe t nicht mehr verrichten

könne° Auf die Art dieser Arbeit oder Tätigkeit komme es
hierbei nicht entscheidend an; neben Arbeitnehmertätigkei—

ten komme auch eine Tätigkeit nicht beruflicher Art? wie

z„B° die einer Hausfrau, in Betracht° Ausschlaggebend sei
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die physische Unfähigkeit, überhaupt zu arbeiten„ Zwei—

felsfrei sei die Klägerin vom Unfalltage bis zum 12°

‘ April 1964 in diesem Sinne zur Arbeit außerstande ge-

wesen, wobei offenbleiben könne, ob diese Unfähigkeit

die Haushaltsarbeit oder das — noch nicht zu Ende ge—
führte — Kohlschneiden betroffen habe. Wegen der Un—

fallfolgen sei die Klägerin jedenfalls unfähig gewe—

sen, irgendeiner Tätigkeit, die den Gebrauch der Bei—

ne erforderte, nachzugehen° Würde die Arbeitsunfähig—

keit der Klägerin verneint, so stünde ihr Verletzten—

rente nach € 580 Abs. 2 BVD vom Tage nach dem Arbeits—

unfall an zu,_da die zu entschädigcnde MdB länger als

5 Wochen nabh dem Arbeitsunfall andauerte°

Das Verletztengeld sei — mangels Feststellbarkeit ei—

nes Regellohns und eines Grundlohns — gemäß @ 561 Abs°

3 RVO nach dem JAV zu berechnen, dessen Festsetzung

im Rentenbescheid die Klägerin nicht widersprochen ha—

be° Das LSG hat die Revision zugelassen°

Gegen das am 51° August 1965 zugestellte Urteil hat

die Beklagte am 24° September 1965 Revision eingelegt

und beantragt,

unter Aufhebung des zweitinstanzlichen

Urteils die Berufung gegen das Urteil
des SG Lübeck zurückzuweisen.

Innerhalb der bis zum 50. November 1965 verlängerten

Frist_hat die Beklagte ihre Revision begründet.

Die Klägerin beantragt Zurückweisung der Revision.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung

durch Urteil ohne mündliche Verhandlung gemäß % 124
Abs° 2 SGG einverstanden erklärt°
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Die Revision ist statthaft und zulässig° Sie hat jedoch

keinen Erfolg°

Da das SG die Berufung nicht zugelassen hat und der Rechts—

streit nur die Gewährung von Geldleistungen für einen zur
Zeit des erstinstanzlichen Urteils bereits abgelaufenen

Zeitraum betrifft, ist vorweg zu prüfen, ob die Berufung

der Klägerin durch die Vorschrift des 5 145 Nr° 2 SGG aus—

geschlossen war° Dies ist mit dem LSG hinsichtlich des An—
spruchs auf Verletztengeld zu verneinen„ Auch wenn @ 145

Nr„ 2 SGG über den aus3rücklichen Gesetzeswortlaut hinaus
auf Geldleütungen ”renienähnlichen Charakters“ anwendbar

wäre (so die zum gleie■lautenden % 146 SGG ergängene Ent—
scheidung des 12„ Senats in SozR SGG % 146 Nr„ 11), bleibt

das Verletztengeld der Unfallversicherung hiervon unberührt„

Denn diese Geldleistung, die seit dem 1° Juli 1965 die bis

dahin vorgesehenen Leistungen (Krankengeld sowie Tage— und

Familiengeld)abgelöst hat, unterscheidet sich nach Zweck,

Vorau85etzung und Berechnungsgrundlagen so erheblich von
der in 5 145 Nr„ 2 SGG angeführten "Rente"‚ daß eine ent—

sprechende Heranziehung dieser Ausnahmevorschrift nicht ver—
tretbar erscheint (vgl° auch BSG 26, 75, 74; SozR SGG @ 144

N „
27)° Da der streitige Anspruch wiederkehrende Lei-

stungen für einen Zeitraum von mehr als 15 Wochen betri■t‚
steht — wie das LSG gleichfalls zutreffend dargelegt hat —
auch 5 144 Abs„ 1 Nr° 2 SGG der Zulässigkeit der Berufung

nicht entgegen°

Der vom LSG vertretenen Auffassung, die Klägerin habe für
..

die Zeit vom 18° November 1965 bis zum 12° April 1964 Ani

spruch auf Zahlung des Verletztengeldes, pflichtet der er—
kennende Senat im Ergebnis bei° Die Beklagte, die der Kläge—
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rin eine Verletztenrente voml5° April 1964 an bewilligt
hat, geht davon aus, daß der Klägerin vom Unfalltage bis

zum 12° April 1964 keinerlei Geldleistungen — abgesehen

von besonderen Unterstützungen (@ 565 EVO) — zu gewähren
seien, Dieser — im Schrifttum von Boller (Soners 1965,

217 : GUV 1965, 55) näher begründete — Standpunkt er—
scheint schon deshalb fragwürdig, weil unter dem bis

zum Inkrafttreten des Unfallversicherungs—Neuregelunge-

gesetzes vom 50. April 1965 (UVNG) geltenden Recht der

Grundsatz anerkannt war, daß jedem Unfallverletztcn,

dessen Erwerbsfähigkeit durch Unfallfclgen über die 15.

Woche hinaus beeinträchtigt wurde, vom Beginn der Er—

krankung an Geldleistungen zustünden, sei es von der
Krankenkasse, sei es von der Berufsgenossenschaft (vgl.

EVA, AN 1927, 450 Nr„ 5285; 1950, 78 Nr° 5655). Daß

das UVNG diese Rechtslage zum Nachteil der Unfallver—

1etzten geändert haben sollte, erscheint schwer vorstell—

bar° Die Erwägungen Bollers (aaO), dem übrigens Strecker
(Soners 1965, 54?) offensichtliche Widersprüche nach-

gewiesen hat, stehen denn auch im Schrifttum zum Ver—

letztengeld vereinzelt da° Die Autoren, die bei be—
stimmten Fallgestaltungen einen Verletztengeldanspruch

gleichfalls verneinen, bestreiten jedenfalls nicht,

daß dann für den betreffenden Zeitraum ein Anspruch

auf Gewährung der Verletztenrente nach 5 580 Abs° 2

RVG begründet ist (vgl„ etwa Lauterbach, Gesetzliche

Unfallversicherung, 5° iufl„, Anm.° 5 c zu @ 560 8° 566;

Dörner,'Jegust, BG 1965, 155, 154, 164).

Nach 5 560 Abs° 1 Satz 1 EVO erhält Verletztengeld ein
Unfallverletzter, solange er infolge des Arbeitsunfalles

arb■tsunfähig im Sinne der Krankenversicherung ist und

soweit er Arbeitsentgelt nicht erhält„ Während die son—

stigen Erfordernisse bei der Klägerin unzweifelhaft er—
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füllt sind, bedarf es der Prüfung, ob die Klägerin seit

dem 18° November l965 als ”arbeitsunfähig im Sinne der
Krankenversieherung” anzusehen ist° Dieser Begriff bedeu—

:
tet — wie das LSG nicht verkannt hat — das Unvermögen des

‚& Verletzten, seine bisherige Arbeitstätigkeit weiter ver—
richten zu können° Das LSG meint nun, auf die Art dieser

Tätigkeit komme es hierbei nicht entscheidend an; neben
Arbeitnehmertätigkeiten seien auch Betätigungen nicht

erwerbsmäßiger Art, etwa die Hausfrauentätigkeit, zu be—
rücksichtigen° Dieser weiten Auslegung, der auch ein Teil

des Sehrifttums folgt Ivgl° insbesondere Noell—Breitbaeh‚

Landwirtschaftliehe Unfallversicherung, £nm° 2 b zu €

560; Mogg, fS 1964, 128; Töns, DOK 1965, 229; Podzun, BG
1966, 26)‚ steht die mit beachtlichen Argumenten begründe—

te Auffassung entgegen, Arbeitsunfähigkeit im Sinne der

Krankenversiehsrung könne begrifflich nur dann vorliegen,

wenn der Versicherte eine zur Zeit des Unfalles ausgeübte

Erwerbstätigkeit wegen der Folgen eines Arbeisunfelles

aufgeben mußte (so insbesondere Lauterbach aaO 8° 565 un—

ter Bezugnahme auf einen dort wiedergegebenen BMA—Erlaß

vom 12° November l964; Dörner/Jegust aaO S, 154; Trachte‚

zrs l964, 567 und BG 1966, 150). Der Senat kann die Frage
offenlassen, welche Auffassung den Vorzug verdient° Denn

auch bei Zugrundelegung des strengeren Maßstabes ist im

Falle der Klägerin der Anspruch auf Gewährung des Ver—

letztengeldes begründet° Die Klägerin erlitt nämlich den
Unfall am 18° November 1065 in der Erfüllung des entgelt—

lichen Beschäftigungsverhältnisses} in dem sie damals zu

dem Bauern Hinz süendc Mag das Arbeitsverhältnis, auf
Grund dessen sie im Unfallzeitpunkt beschäftigt und des—

halb bei der Beklagten versichert war (@ 550 Abs„ l Nr° l

RVG), auch nur äußerst kurzfristig und von geringer wirt—
schaftlicher Bedeutung für beide Vertragspartner gewesen

sein, so gehört die Klägerin doch jedenfalls eindeutig
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nicht in die Kategorie derjenigen, die einen ”Arbeitet

unfall völlig außerhalb jeglicher Erwerbstätigkeit er—

litten haben, wie etwa in den Fällen des 5 559 Abs. 1
Nr. 9 und 10 (die besondere Problematik des zu S 559

Abs. 1 Nr. 4 gehörenden Personenkreises ist hier nicht

zu erörtern; vgl° hierzu uoa° Podzun aaO; Keller, Soners

1966, 244) oder bei vorübergehenden Hilfeleistungen
(% 559 Abs. 2 RVO)‚ Nur auf diese Fallgestaltungcn,

bei denen nicht einmal eine kurzfristige vorübergehende

Erwerbstätigkeit ausgeübt wird, kann sich — mit Recht —
die oben angeführte strengere iuffassung (vgl° Lauer—

bach aaO) beziehen° Der entscheidende Irrtum von Boiler

(aaO) besteht darin, daß er auch echte Beschäftigungs—
verhältnisse hierzu zählt, wenn sie ein gewisses zeit—

liches Mindestmaß unterschreitén; dabei ist die von ihm

geforderte Frist von mindestens einem Monat frei a s
der Luft gegriffen und sachlich nicht begründbaro Auch

ist es nach Meinung des Senats nicht von entscheiden—

der Bedeutung, ob die gelegentliche lohnbringendc Be—

schäftigung in der Krankenversicherung gemäß 5 168 RVG

versicherungsfrei ist, weil sie nach den in dieser Vor—
schrift aufgeführten Merkmalen nur als Nebenbeschäftigung

anzusehen ist° Diese Abgrenzungsmerkmale für den Ver—

sicherungsschutz in der Krankenversicherung sind — un—
geachtet der Bezugnahme auf das Recht der Krankenver—

sicherung in den 55 560, 561 RVG — für die Beurteilung

des Verletztengeldanspruchs nicht heranzuziehen° Auch

unter dem Gesichtspunkt der Lohnersatzfunktion kann der

Klaganspruch nicht als unbegründet erachtet werden°

Zwar ist dieser Gesichtspunkt bei der Auslegung der 55 560,
561 RVG zu berücksichtigen, jedoch darf das nicht da—

zu führen, den Gedanken der Verhältnismäßigkeit von
entgangenem Arbeitsentgelt und Verletztengeld zu über—

steigern, wie es in den Gründen des SG-Urteils zum
Ausdruck gelangt (vgl° hierzu insbesondere Lauterbach
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aaO Anm° 5 d zu 5 560 8° 566 mit dem dort angeführten
treffenden Beispiel).

Der Klägerin steht hiernach bis zum Ende ihrer unfallbe—

dingten Arbeitsunfähigkeit Verletztengeld zu, und zwar

— was Boller (aaO) übersehen haben dürfte — gemäß 5 560
3 Abs° 2 BVG für die Zeiträume der stationären Behandlung

nur in der durch 5 186 Abs. 1 EVO bestimmten Höhe°

Die Berechnung des Verletztengeldes ist in 5 561 EVO näher
geregelt° Da die Klägerin nicht bei einem Träger der ge—
setzlichen Krankenversieherung versichert war, scheidet

Abs‚ 1 Nr° 2 dieser Vorschrift von vornherein aus° Dieses

Hindernis besteht nicht bei der Anwendung der Vorschriften

des 5 561 Abs° 1 Nr" 1 bzw„ Abs‚ 2 RVO° Insbesondere % 561

Abs° 2 BVG dient sogar speziell dem Zweck, bei geringfügi—

gen Arbeitsentgelten ein angemessenes Verhältnis zwischen

dem Verletztengeld und dem entgangenen Lohn herzustellen

(vgl. Lauterbach aaO énm° ? zu @ 561; Dörner/Jegust aaO

S„ 157), wäre daher an sich in einem Fall der hier gege—
benen Art vorrangig heranzuziehen; indessen setzt diese

Vorschrift voraus, daß das Entgelt des Verletzten nach

Monaten bemessen isto Bei 5 561 Abs‚ 1 Nr„ 1 EVO schließ—

lich ergeben sich Schwierigkeiten aus der Bezugnahme auf
5 182 Abs„ 5 BVD. Die darin im einzelnen bestimmte Be—
rechnung des Regellohns läßt sich bei dem hier zu ent—

scheidenden Sachwerhalt nicht durchführen° Es kann dahin—

gestellt bleiben, ob die Länge des Lohnabrechnungszeit—

raums (@ 182 Abs, 5 Satz 1 EVO) von ausschlaggebender Be—
deutung ist° Entscheidend kommt es aber jedenfalls darauf

an, daß die Zahl der auf den Werktag entfallenden Arbeits—
stunden mit Hilfe der regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-

zeit ermittelt werden muß (5 182 Abs° 5 Satz 5 und 4 BVG;
vgl° Bracknpnn, Handbuch der Sezielversicherung, 6° Auflo‚

S„ 594 a; Lauterbach aaO, Anm° 5 b zu % 561; Dörner/Jegust
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- ll.“

aaO S. 157)° Eine solche regelmäßige wöchentliche Ar—

beitszeit, welche sich aus dem Inhalt des Arbeitsver—

hältnisses ergeben würde (vgl° Dörner/Jegust aaO S.
158), ist für die Klägerin, die sich ihre Arbeit völlig

nach Belieben einteilen konnte, nicht feststellbar, auch

nicht bei weiter Gesetzesauslegung, wonach es genügt‚

daß sich die Arbeitsstunden innerhalb einer gewissen

Zeitdauer mit einer gewissen Beständigkeit wiederholen

(vgl° Brackmenn aaO 8° 594 f)„ Zu konkreten Zahlen kann
man unter den hier gegebenen Umständen nur mit Hilfe

Von Unterstellungen gelangen (vgl° Stork, Soners 1966‚
85), die nach énsicht des Senats nicht statthaft sind°

Da somit die Berechnung des Verletztengeldes auf Grund
der Absätze 1 und 2 des 5 561 RVO undurchführbar ist,

verbleibt nur die Berechnung auf Grund des % 561 Abs‚5

BVD nach dem JAV„ Bedenken gegen die Anwendbarkeit die—

ser Vorschrift bestehen nicht (vgi.° Lauterbach aaO Anm°
8 zu 5 561; Dörner/Jegust aaO S„160); das LSG hat dem—

nach mit Recht die Beklagte entsprechend verurteilt„

Die Revision muß hiernach als unbegründet zurückgewie—

sen werden (S 170 Abs° 1 Satz 2 SSG)°

Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten

beruht auf € 195 SGG„
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